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Jahresrückblick 2024: Geld, Währung und Kredit

Die Übernahme der Credit Suisse durch die UBS spielte im Themenbereich «Geld,
Währung und Kredit» auch im Jahr 2024 weiterhin eine wichtige Rolle (vgl. Abbildung 1
der APS-Zeitungsanalyse). Im April schloss der Bundesrat seine bereits im Vorjahr
angekündigte Analyse der Too-Big-To-Fail-Gesetzgebung mit einem Bericht zur
Bankenstabilität ab. Die Landesregierung schlug darin Massnahmen vor, mit welchen sie
verschiedene Lücken im TBTF-Dispositiv schliessen und die Banken-Regulation stärken
möchte. Die Fusion der CS mit der UBS erreichte im Sommer einen Meilenstein, bei
dem die UBS den Abschluss der Übernahme der CS auf Holding-Ebene sowie der
Schweizer Einheiten bekanntgab. Die Fusion brachte verschiedene Aufsichtsbehörden
auf den Plan: Die FINMA schloss ihr kartellrechtliches Kontrollverfahren im Juni mit dem
umstrittenen Urteil ab, dass die neu fusionierte UBS den Wettbewerb in keinem
Marktsegment zu beseitigen vermöge und damit keine Bedingungen, Auflagen und
weitere Prüfungen zur Wettbewerbssicherung notwendig seien. Zeitgleich wurden
jedoch Vorwürfe laut, dass sich die Wettbewerbssituation auf dem Bankenplatz Schweiz
mit der Fusion aufgrund erhöhter Margen der UBS verschlechtert habe. Diese Kritik war
Thema eines ersten und zweiten Treffens der Aufsichtsbehörden zum Austausch über
die Folgen der Grossbanken-Fusion, an welcher der Preisüberwacher bekanntgab, die
UBS unter Beobachtung zu stellen. Im Herbst wurde auch die FINMA aktiv und erlegte
der UBS auf, ihre Notfall- und Sanierungspläne für den Krisenfall zu überarbeiten und
auszubauen. Ein zentraler Schritt in der Aufarbeitung der Ereignisse rund um die
Übernahme der CS erfolgte schliesslich im Dezember, als die erst fünfte PUK der
Schweizer Geschichte ihren Untersuchungsbericht publizierte. Im Fokus des Berichts
standen die Rollen der FINMA, der Nationalbank und des Finanzdepartements im
Zusammenhang mit der CS-Krise.

Der Bankensektor war im Jahr 2024 auch wegen verschiedenen Neuerungen im
Gespräch. Mit der im August erfolgten Markteinführung von Instant-Zahlungen, wurde
eine wichtige Etappe im Hinblick auf die Zukunft des bargeldlosen Zahlungsverkehrs
erreicht und ein Anschluss an internationale Zahlungssysteme geschaffen. Im Bereich
des bargeldlosen Zahlungsverkehrs stimmte der Nationalrat zudem einem Verbot von
Interbankenentgelten bei Zahlungen mit Debitkarten zu.

Auch im Bereich «Schutz des Bargelds» tat sich in diesem Jahr viel: Der Bundesrat
unterbreitete dem Parlament in Anerkennung der Bedeutung des Bargelds für
Wirtschaft und Gesellschaft einen direkten Gegenvorschlag zur «Bargeld ist Freiheit»-
Initiative, in welchem er vorschlug, zwei bereits gesetzlich verankerte Artikel symbolisch
auf Verfassungsebene zu heben. Das Parlament überwies in der Sommersession eine
Motion, die sicherstellen soll, dass subventionierte Transportunternehmen Bargeld als
Zahlungsmittel akzeptieren müssen. Auch die Nationalbank unterstrich mit der
Bekanntgabe der Entwicklung einer neuen Banknotenserie die künftig weiterhin
wichtige Rolle des Bargelds als Mittel zur Zahlung und Wertaufbewahrung. Die neuen
Geldscheine sollen Anfang 2030 in Umlauf gebracht werden. Zum Schutz des Bargelds
vor Angriffen auf Bankautomaten überwies der Nationalrat nicht zuletzt ein Postulat,
welches 2024 in diesem Themenbereich am zweitausführlichsten diskutiert wurde (vgl.
APS-Analyse der Wortmeldungen). 

Bei der Nationalbank kam es zu personellen Veränderungen, nachdem SNB-Präsident
Thomas Jordan im März seinen Rücktritt per Ende September bekanntgegeben hatte.
Die Ankündigung löste eine mediale Debatte zur Neubesetzung seines Postens sowie zur
Governance der SNB aus. Im Sommer wurde der bisherige Vizepräsident Martin Schlegel
zu seinem Nachfolger gewählt. Zu Beginn des Jahres sahen sich die SNB und die
Exportwirtschaft erneut mit der Herausforderung einer rekordreifen Frankenstärke
konfrontiert, als ein Euro im Januar noch knapp 93 Rappen kostete. Die Frankenstärke
bewirkte, dass die SNB bereits nach dem ersten Jahresquartal erneut einen
Milliardengewinn aufweisen und diesen trotz leichtem Minus im zweiten Quartal im
dritten Quartal weiter ausbauen konnte. Die Gewinnausschüttungen an Bund und
Kantone schienen damit wieder in Griffweite. Mit dem starken Franken und einer
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weiterhin sinkenden Inflation ging auch eine expansive Geldpolitik der SNB einher, die
zu einer ausführlicheren Medienberichterstattung im Vergleich zum Vorjahr führte (vgl.
Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). Nachdem die Nationalbank 2023 noch eine stark
restriktive Geldpolitik verfolgt hatte, lockerte sie diese mit Leitzinssenkungen im März,
Juni, September und im Dezember. Fachleute und Medien zeigten sich in der Folge
über die Möglichkeit der Rückkehr von Negativzinsen besorgt. 

2024 erhielt die Thematik der «Sustainable Finance» Aufwind. In der Ende November
lancierten «Finanzplatz-Initiative» fordert ein überparteiliches Komitee die
Verankerung einer ökologischen und nachhaltigen Ausrichtung des Schweizer
Finanzplatzes in der Verfassung. Teilnehmende am Schweizer Finanzmarkt sollen dazu
verpflichtet werden, in ihren Geschäftstätigkeiten mit Auslandbezug internationale
Klima- und Biodiversitätsziele zu berücksichtigen. Bereits im Frühling hatte der von der
SNB publizierte CO2-Fussabdruck ihrer Anlagen medial Wellen geschlagen, als die
Klima-Allianz der Nationalbank vorwarf, den Fussabdruck deutlich zu unterschätzen.
Thema war die Nachhaltigkeit der SNB-Anlagepolitik auch im Nationalrat: Buchstäblich
viel zu reden – das Geschäft weist in diesem Themenbereich die grösste Anzahl
Wortmeldungen auf (vgl. APS-Analyse der Wortmeldungen) – gaben die fünf
gleichlautenden parlamentarischen Initiativen zur Ergänzung des SNB-Mandats um die
Berücksichtigung von Klima- und Umweltrisiken, die allesamt abgelehnt wurden.

Im Bereich der Versicherungen nahm das Parlament im erst 2022 revidierten VAG
gesetzgeberische Korrekturarbeiten vor, um Standortschäden bei der Vermittlung von
Rückversicherungen zu vermeiden. 1

1) APS-Analyse der Wortmeldungen 2024 – Geld, Währung, Kredit; APS-Zeitungsanalyse 2024 – Geld, Währung, Kredit
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